
Deutscher Bundestag
3. Untersuchmigsausschuss 
der 18. Wahlperiode 
Der Vorsitzende

Der 3. Untersuchungsausschuss hat in seiner 36. Sitzung am 10. November 2016 beschlossen:

Beweisbeschluss NW-39

Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauftrag (BT-Drs. 18/6330 und 18/6601) 
durch die erneute

Beiziehung

sämtlicher Beweismittel, die vom 2. Untersuchungsausschuss der 17. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages beigezogen worden waren mit den Beweisbeschlüssen

NW-19 vom 24.06.2013 
NW-20 vom 24.06.2013

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe gemäß § 18 Abs. 4 PUAG i. V. m. Art. 44 Abs. 3 GG 
über die Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen bei der jeweils zuständigen obersten 
Landesbehörde.

Die seinerzeit vom 2. Untersuchungsausschuss der 17. Wahlperiode beigezogenen 
Beweismittel sind beim Deutschen Bundestag -  mit Einverständnis der herausgebenden 
Stellen des Landes Nordrhein-Westfalen- noch vorhanden. Der Ausschuss verweist dazu auf 
den ihm erteilten Auftrag und auf den am 22. August 2013 getroffenen Beschluss des 2. 
Untersuchungsausschusses der 17. Wahlperiode zur Behandlung.der Protokolle und 
Materialien. Das Land Nordrhein-Westfalen wird um sein Einverständnis ersucht, diese 
Beweismittel im 3. Untersuchungsausschuss der 18. Wahlperiode erneut zu nutzen. Der 
Ausschuss bittet die Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen, ihre Erklärung zu diesen 
beiden, bei der Beschlussfassung am 25.11.2015 nicht berücksichtigten Beweisbeschlüssen 
möglichst bald ergänzend zu den Erklärungen vom 17.12.2015 nachzureichen.
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